Sefeg- Sammlung 
für die 1 


— Staaten. 


Koniglichen, 


G Sa Geſetz, betreffend die künftige Bead der auf mehreren der neu erwor— eie, 
benen Landestheile laſtenden Staatsſchulden und die Ausgabe von Kaſſen⸗ e- 
anweisungen zum Betrage von 2,407,653 Thalern. Vom 29. Februar 1868. ra 55 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


erordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


Die in der anliegenden e ung verzeichneten Paſſiv⸗ Kapitalien . 
des vormaligen Königreichs Hannover, des vormaligen Kurfürſtenthums deſſen⸗ 
affel, des vormaligen Herzogthums Naſſau, des vormaligen Landgrafenkhums Be 
8 A Homburg und der Herzogthümer a un Hallein werden ge den, 
Beträgen, auf welche ſich die einzelnen Schuldpoſten am 1. Januar 1868. nach 5 7% 
en bis dahin erfolgenden Tilgungen und Umſchreibungen belaufen haben, als , i 
taatsſchulden der Monarchie übernommen und der Hauptverwaltung der Staats⸗ 18 
ulden zur Verwaltung überwieſen. , 


3 * 


N 2 
Für die Verwaltung der im F. 1. gedachten Paſſiv⸗Kapitalien gelten, fo- 
et nicht das gegenwärtige Geſetz Abweichungen beſtimmt, lediglich die in den 
lteren Provinzen über die Verwaltung der Preußiſchen Staatsſchulden N 


ält 
en Vorſchriften, namentlich auch die Vorſchriften über 
a) die Außerkursſetzung und Wiederinkursſetzung und Umſchreibung Ber 


Preußiſchen Staatspapiere, 
i D das Aufgebot, die Amortiſation und den Erfah verlorener oder vernich⸗ 


teter Preußiſcher Staatspapiere, 

00 die Vernichtung eingelöſter Staatspapiere und 
d) den Wegfall ihrer ferneren Wife 2 ee e Er 
(Nr. 6998.) ene ö 


225 


ahrgang 1868. 
usgegeben zu Berlin den 8. März 18688. 


Eine Einschreibung der auf Inhaber lautenden Staatsſchuld⸗Verſchreibun⸗ 
gen auf den Namen des Beſitzers, ſowie die bisher in Hannover zuläſſig ge⸗ 
weſene Umſchreibung zum Zwecke der Zuſammenlegung oder Theilung von Obli⸗ 
gationen, findet nicht weiter ſtatt. 


b. 3. 


In den Rechten der betreffenden Staatsgläubiger bezüglich des Kapital⸗ 
betrages ihrer Forderungen, des Zinsfußes, zu welchem ihnen dieſelben zu ver⸗ 
zinſen ſind, und der Rückzahlung ihrer Kapitalforderungen wird durch das gegen⸗ 
wärtige Geſetz nichts geändert. ö 

Das Bedürfniß zur Verzinſung und Tilgung wird für jedes Finanzjahr 
durch den Staatshaushalts⸗Etat beſtimmt. Die zur vollen Deckung des Bedürf⸗ 
niſſes erforderlichen Summen find auf die bereiteſten Staatseinkünfte anzuweiſen. 


F. 4. 
Nicht erhobene Zinſen der im F. 1. gedachten Paſſiv⸗Kapitalien verjähren 
binnen vier Jahren nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins. ; 
Gegen ſolche Zinſenforderungen, welche vor dem 1. Januar 1868. fällig 
geworden ſind, wird die vierjährige Friſt erſt von dieſem Tage berechnet, wenn 
die Verjährungsfriſt nach den älteren Beſtimmungen nicht früher abläuft. 


Hinſichtlich ſolcher bereits ausgegebenen Zinskupons in denen eine andere 4 


Verjährungsfriſt vermerkt iſt, hat es bei der letzteren für dieſe ausgegebenen Ku⸗ 
pons ſein Bewenden. In neu auszugebende Zinskupons iſt die Beſtimmung 
über die Verjährungsfriſt jedesmal aufzunehmen. 5 

Die durch Verjährung präkludirten Zinſen fallen dem Tilgungsfonds zu. 


f §. 5. 
Im Falle der Geltendmachung von Anſprüchen bezüglich des zu den Han⸗ 
noverſchen Schulden gehörigen Reſervequantums (Zuſammenſtellung J. D.), welches 


a) den von Hannover im Schlußprotokoll zum Staatsvertrage vom 16. Oktober 
1839. übernommenen illiquiden Reſt der vormals Münſterſchen Schuld, 
die ſogenannte Meppen- und Emsbührenſche Schuld, und 


p) die für den Kapitalienfonds der Generalkaſſe gekündigten, bisher nicht 
abgehobenen Schuldkapitalien | 
in ſich begreift, gebührt ſowohl die Feſtſtellung jenes illiguiden Schuldreſtes als 
die Abwickelung dieſer noch nicht abgehobenen Kapitalien der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden. g 
$. 6. 


Die im vormaligen Kurfürſtenthum Heſſen auf Grund der Geſetze vom 

26. Auguſt 1848. und 24. März 1849. ausgegebenen Kaſſenſcheine zum Betrage 
von 1,000,000 Thalern und die im vormaligen Herzogthum Naſſau auf Grund 
des 
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des $. 24. des Geſetzes vom 22. Januar 1840. über Errichtung einer Landes⸗ 
kredikkaſſe, des §. 23. des Geſetzes vom 16. Februar 1849. über Errichtung der 
Landesbank und der die weitere Emiſſion von Banknoten betreffenden Geſetze 
vom 7. Juni 1856. und 4. Auguſt 1858. ausgegebenen Noten der Landesbank 
zum Geſammtbetrage von 2,500,000 Fl. treten der unverzinslichen Staatsſchuld 
der Monarchie hinzu. Dieſelben werden jedoch nach Maaßgabe der nachfolgenden 
Beſtimmungen ($$. 7. bis 9.) gegen Ausgabe von Kaſſenanweiſungen zum Be⸗ 
trage von 2,407,653 Thalern und im Uebrigen auf Rechnung der Landesbank 
zu Wiesbaden eingezogen. 


. 7. 


5 Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden hat die im F. 6. erwähnten 
Kaſſenanweiſungen zum Betrage von 2,407,653 Thalern nach derſelben Faſſung 
und Form, unter demſelben Datum und mit denſelben Unterſchriften, wie die 
nach dem Geſetze vom 7. Mai 1856. (Geſetz-Samml. S. 334.) ausgegebenen 
Kaſſenanweiſungen auszufertigen, und zwar 2,400,000 Thaler in Apoints zu 
5 Thalern und 7653 Thaler in Apoints zu 1 Thaler. a 
Die unverzinsliche Staatsſchuld der Monarchie, welche ſich jetzt auf 
8,000,000 Thaler in Apoints zu 5 Thalern und 7,842,347 Thaler in Apoints zu 
1 Thaler, zuſammen auf 15,842,347 Thaler beläuft, wird danach 10,400,000 Thaler 
in Apoints zu 5 Thalern und 7/850, 000 Thaler in Apoints zu 1 Thaler, zu⸗ 
ſammen 18,250,000 Thaler betragen. Alle wegen der Preußiſchen Kaſſenanwei⸗ 
ſungen ergangenen geſetzlichen Vorſchriften finden auf die nach Vorſtehendem 
auszufertigenden 2,407,653 Thaler Kaſſenanweiſungen Anwendung, desgleichen 
auf die im F. 6. dieſes Geſetzes bezeichneten Kaſſenſcheine und Banknoten. 
Es finden ferner auf Ermittelung, Feſtſtellung, Verfolgung und Beſtrafung 
von Verfälſchungen oder Nachahmungen jener Kaſſenanweiſungen, Kaſſenſcheine 
und Banknoten die bisher ergangenen geſetzlichen Vorſchriften über Verfälſchungen 
oder Nachahmungen Preußiſcher Kaſſenanweiſungen Anwendung. 


§. 8. 

8 Die Ausgabe der 2,407,653 Thaler Kaſſenanweiſungen iſt durch die Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden allmälig gegen 1 eines gleichen Geld- 
de den im H. 6. gedachten Kurheſſiſchen und Naſſauiſchen, Geldzeichen 

zu bewirken. 


§. 9. 


Die Kurheſſiſchen Kaſſenſcheine und die Noten der Landesbank zu Wies⸗ 
baden werden vom 1. Januar 1869. ab nicht mehr bei öffentlichen Kaſſen als 
Zahlung, ſondern nur noch zur Einlöſung bei denjenigen Kaſſen angenommen, 
welche der Finanzminiſter beſtimmen wird. 5 

Die Bekanntmachung dieſer Kaſſen mit der Aufforderung zur Einlieferung 
der im Umlauf verbliebenen Geldzeichen, jedoch vorläufig ohne Beſtimmung eines 
Präkluſtvtermins, iſt durch die Amtsblätter und andere öffentliche Blätter in 
Ur. 6998.) | 24” N ſämmt⸗ 


2 genen elyeichen 4 nach Vorſchrift des F. 17. d 
x fehes. vom 24. 1 1850. (Geſetz-Samml. S. 57.) vernichtet und 5 
en Beträge öffentlich bekannt gemacht. i 


F. 10. 


Soweit die Provinzial⸗Staatsſchulden der im §. 1. gedachten neuen m 
destheile noch einer Feſtſetzung bedürfen, erfolgt dieſelbe durch die Hauptverwal 
tung der Staatsſchulden in denjenigen Formen und mit denjenigen Befugniſſen, 
welche durch die Kabinetsorder vom 2. te 1822. (Geſetz⸗Samml. S. 229.) 
begzüglich der Feſtſetzung der auf den älteren Landestheilen laſtenden Provinzial 
u vorgeſchrieben ſind. 


0 


N. 11. . 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


a Urkundlich unter Unſerer Söchfteigenhändigen Unterſchrift und e = 
Kanten Inſiegel. 


Gegeben 1 den 29. Februn 1868. 


(s) Wilhelm. 


\ Gr. v. Bismarck⸗ Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Izenplitz 
Sn N v. e Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


N 
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Zuſammenſellung N 
der 8 
t den nachbenannten neu erworbenen Danrbesiheilen 15 Preußen 
uͤberkommenen, der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu uͤberweiſenden 
Paſſiv⸗ 1 


I. Haunover. Ye Go | 2 

5 Schulden der vormaligen General- 

Steuerkaſſe 14,198,697 255 

„Schulden der vormaligen General- 

kaſſe. 1691/542271 
„Eiſenbahnſchulden 25,256,060 

5 Reſervequantum 5 1420323 2 


Summa ad J | 41,160,504115| 8] 41,160,504 


II. Kurheſſen. i | 
; Allgemeine Staatsjchulden . 535,250 
8 e 16,000,000 
8 Summa add II 16,535,250 . 16,535,250 


III. Naſſan. | 2 
A. Landes⸗Steuerkaſſenſchulden: ö ö 


12 ee Anleihen: 9 \ 
a) allgemeine Stgatsſchulden . 820,419 11 5 
b) Eiſenbahnſchulden 16, 589, 657 4 4 
2 Diverſe nicht afl Schulden 4075 264 12 5 


Domanialſchulden .. N 2,699,580 28 
Summa ad % 20,516,921 17] 2| 20,516,921117)2 > 


IV. Helfen: Homburg. 


161,142|85|8 


2 


ie c dem Wiener 1 N N 
Laſten der Herzogthümer verblie⸗ 5 5 5 
enen n 55 Se 391,657| . 5 


78,765,475|28 6 


(Nr. 6999.) Geſetz, betreffend die Verſtärkung der Geldmittel zur Abhülfe des in den 
Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen herrſchenden Nothſtandes. 
Vom 3. März 1868. 


5 . = : 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen ı. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Sb 


Zur Beſchaffung von Saatfrüchten für die nächſte Feldbeſtellung in den 
Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen können in Fällen des nach⸗ 
gewieſenen Bedürfniſſes verzinsliche Darlehne aus der Staatskaſſe gewährt 
werden. 9 2 


In Fällen eines dringenden Bedürfniſſes können auch anderweite, zur 
Abhülfe des in den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen herr⸗ 
ſchenden Nothſtandes erforderliche Ausgaben aus der Staatskaſſe geleiſtet werden. 


§. 3. 

Die gerichtlichen Akte, welche die gewährten Vorſchüſſe und Darlehne er⸗ 
forderlich machen, mit Einſchluß der hypothekariſchen Eintragungen, Umſchrei⸗ 
bungen und Löſchungen, erfolgen koſtenfrei. Für die aufzunehmenden Urkunden 
und Geſuche wird ein Stempel nicht erhoben. 


SA. 


Die Vertheilung der Geldmittel an die einzelnen Kreiſe und die Verwen⸗ 
dung derſelben in den einzelnen Kreiſen erfolgen unter Mitwkrkung einer 
Provinzialkommiſſion, deren Mitglieder von dem Provinziallandtage der Provinz 
Preußen, und von Kreiskommiſſionen, deren Mitglieder von dem Kreistage jedes 
betreffenden Kreiſes zu wählen ſind. Den Vorſitz in jeder dieſer Kommiſſionen 
führt ein von der Staatsregierung zu beſtellender Kommiſſarius. 

Das Nähere hierüber beſtimmt die von dem Finanzminiſter und dem 
Miniſter des Innern zu erlaſſende Inſtruktion. 


3 8 
f Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der in den $$. 1. und 2. 
dieſes Geſetzes bezeichneten Ausgaben verzinsliche Schatzanweiſungen, längſtens 
auf ein Jahr lautend, im Betrage von drei Millionen Thaler auszugeben. 


$. 6. 
Die Ausfertigung der Schatzanweiſungen iſt durch die Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden zu bewirken. 3 ! 5 85 


löſten ausgegeben werden dürfen, bleibt der Beſtimmung durch das Staats- 
halte - Geſetz für das Jahr 1869. vorbehalten. „ 1 5 


SAT: 


Die zur Verzinſung und Einlöſung der Schatzanweiſungen erforderlichen 
den bereiteſten Staatseinkünften an die Staatsſchulden⸗Tilgungs⸗ 


$. 8. 


Die Zinſen auf Schatzanweiſungen verjähren binnen vier Jahren, die 
verſchriebenen Kapitalsbeträge binnen dreißig Jahren nach Eintritt des in jeder 
Schatzanweiſung auszudrückenden Fälligkeitstermins. 


- $% / 
Die Ausführung dieſes Geſetzes, über welche dem Landtage bei der näch⸗ 8 
ſten regelmäßigen Zuſammenkunft deſſelben Rechenſchaft zu geben iſt, wird den 
Miniſtern der Finanzen und des Innern übertragen. i 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 oo 

Gegeben Berlin, den 3. Sal : 


d. S) Wilhelm. 


st. v. Bismarck Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Ibenplitz 5 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 5 


Allerhöchſter Erlaß vom 1. Februar 1868., betreffend die Verleihung der ſis⸗ 
kaliſchen Vorrechte an den Kreis Mohrungen, Regierungsbezirk Königs 
berg, in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung der Chauſſeen von 


Mohrungen nach Liebſtadt und von Saalfeld durch die Feldmark Kuppen 
zum Anſchluß an die Güldenboden-Saalfelder Chauſſee. a 
Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſeen 
im Kreiſe Mohrungen, Regierungsbezirk Königsberg, 1) von Mohrungen nach 
Liebſtadt und 2) von Saalfeld durch die Feldmark Kuppen zum Anſchluß an die 
Güldenboden⸗Saalfelder Chauſſee genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem 
Kreiſe Mohrungen das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforder⸗ 
lichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und 
Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem genannten 
Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straßen 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in dem⸗ 
ſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die 
Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen 
die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
19 der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung 
kommen. i 8 


5 Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i 


Berlin, den 1. Februar 1868. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
: Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerel 
3 (R. v. Decker). 


